Akzeptierende Jugendarbeit

Heitmeyer-Konzept
· Rechtsextremistische Orientierungsmuster sind weit über die rechte Jugendszene hinaus verbreitet, ein Problem im Zentrum der Gesellschaft

· Rechte Orientierung wird bedingt durch gesamtgesellschaftlich wirksame Desintegrationsprozesse, die bei ständiger neokonservativer Ideologieberieselung auf die Identitätsentwicklung der Jugendlichen einwirken. 

· Die Jugendlichen sind keine politischen Subjekte, die sich ihre Orientierungen in der Auseinandersetzung mit der gesellschaftlichen Realität aktiv aneignen 

· ( Entpolitisierung der politischen Orientierung, die Jugendlichen sind Produkt einer verpatzten Identitätsentwicklung 

· ( die TäterInnen werden zu Opfern der Risikogesellschaft. 

· Schuld an rechtsextremistischer Gewalt ist die Gesellschaft, die den Jugendlichen die Integration verweigert. So wird der oft tief verwurzelte Rassismus der jugendlichen Nazis mit dem Begriff „politisch diffus“ entpolitisiert, die gruppendynamischen Prozesse mit „Einzeltäter“-Thesen verschleiert und Werteverlust, Arbeitslosigkeit und interkulturelle Verständigungsschwierigkeiten als Ursache der Gewalt ausgemacht. 

· Das der Öffentlichkeit präsentierte Bild ist das des entwurzelten, perspektiv- und orientierungslosen Jugendlichen, der von Zukunftsängsten geplagt, sein Heil in der Gewalttätigkeit sucht. ( sog. „Modernisierungsverlierer“

· Aber Heitmeyers eigenes Datenmaterial zeigt: Jugendliche mit rechtsextremistischer Orientierung sind relativ gut integriert.  Mädchen scheinen sehr viel stärker unter gesellschaftlicher Desintegration zu leiden als Jungen, sind aber sehr viel distanzierter gegenüber rechtsextremistischen Orientierungen. Ein Zusammenhang zwischen rassistischer Einstellung und sozialer Stellung kann nicht gefunden werden

· Ziel des Heitmeyer-Konzeptes: Integration der Jugendlichen. Rolle der Politik: für ausreichend Ausbildungs- und Arbeitsplätze sorgen 

· SozialarbeiterInnen sollen aktiv auf rechte Jugendliche zugehen – nicht zur politischen Auseinandersetzung, sondern im Sinne psychosozialer Integration. Ergebnis: (  die Sozialarbeiterin entdeckt ihr Herz für die „armen“ rechten Jugendlichen, oder:  ( der sowieso schon rechte Sozialarbeiter schafft legalen Raum für seine Kameraden. 

· Nach diesem Konzept werden, wenn überhaupt, Jugendliche von der Straße geholt, ein echter „Gesinnungswandel“ ist kaum zu erwarten. 

Akzeptierende Jugendarbeit mit rechten Jugendcliquen

· Erste Projekte „akzeptierender Sozialarbeit“ beschäftigten sich in den frühen 80er Jahren mit Hooligans, mit Punks und mit Drogensüchtigen ( aufsuchende Sozialarbeit ( Streetwork. Sie sollten nicht länger ausgegrenzt, sondern ihre Lage sollte ernst genommen werden. Sozialarbeit = Lobby einer Randgruppe

· Seit Ende der 80er / Anfang der 90er Jahre Nutzung des Konzeptes bei gewalttätigen rechten Jugendlichen und Naziskins

· Es gibt kein einheitliches Konzept und das ist auch nicht gewünscht. Sinn nach Benedikt Sturzenhecker, leitender Mitarbeiter im Arbeitskreis Offene Jugendarbeit: „die Selbst- und Fremdachtung (...) der rechten Kids“ zu stärken und deren „Angst“ zu vermindern ebenso wie „ihre Handlungsweise, aus eigener Angst andere zu ängstigen.“

· Treffs werden an Brennpunkten der rechten Szene geschaffen, Räume freigemacht, Beschäftigungs- wie Freizeitprogramme entworfen und allseits für Verständnis geworben. 

· Das Problem: bei der Übertragung der Erfahrungen und Konzepte der „akzeptierenden Sozialarbeit“ bleibt weitgehend unberücksichtigt, daß diese auf dem Reintegrationsbemühen von gesellschaftlich ausgestoßenen Menschen basieren. Nun allerdings stehen Jugendliche im Blickfeld, die in ihren Hochburgen weitgehend akzeptiert und integriert sind, die sich selbst als die militante  Vorhut des „gesunden Volksempfindens“ verstehen und die ihre Legitimation auf klammheimliche und offene Sympathien weiten Teilen der Bevölkerung und auf ein beinahe alltägliches Lebensgefühl stützen. Dort mit einem sozialarbeiterischen Konzept einzugreifen, welches eine bewußte Interessenvertretung und Parteinahme vorsieht und als Lobby funktionieren soll, bedeutet, zusätzliche Rückendeckung zu geben, wo es notwendig wäre, die schon bestehende Rückdeckung zu entziehen. 
· (  Verständnis für die Probleme der Jugendlichen, aber auch Verständnis für ihre faschistischen Einstellungen

· (  Rassistische und faschistische Äußerungen und Taten werden nicht nur in Kauf genommen, sondern sind Voraussetzung und Bedingung dieser Sozialarbeit

· (  Ganze Cliquen sollen in die Sozialarbeit einbezogen werden, was dazu führt, daß auch Kader faschistischer Organisationen als Teil der Cliquen in ihrer Funktion bestätigt werden. 

· (  Der kulturellen Orientierung der Jugendlichen auf Nazimusik wird entsprochen, indem z.B. Proberäume zur Verfügung gestellt werden

· (  In einzelnen Fällen bekommen Nazis Anstellungen als Sozialarbeiter

· Es gibt häufig keine Supervision oder öffentliche Kontrolle der Projekte

· Eher links orientierte Jugendliche werden häufig durch die akzeptierende Jugendarbeit verdrängt (z.B. Delmenhorst, Skinheadprojekt), Nazis dominieren die Straße, die dadurch entstehende geringere Gewalt wird als Erfolg gefeiert.

· Der öffentliche Raum wird von Nazis zur Rekrutierung genutzt. SozialarbeiterInnen werden dabei auch mal bedroht und unter Druck gesetzt 

· Durch günstige Sozialprognosen vor Gericht erreichen die SozialarbeiterInnen schonungsvolle Behandlung ihrer „Schützlinge“. 

Kultur – Jugendkultur
· Kultur ist ein entscheidender Träger von politischem Konsens und politischen Positionen und ist trotzdem dem Politik-Begriff meist untergeordnet. 

· In vielen Verlautbarungen, z.B. Verfassungsschutzberichten wird ein Bild von (politisch) „organisierten“ Nazis und einem „kulturellen Umfeld“ gezeichnet, in dem die Kultur den Beigeschmack des Unverbindlichen, Jugendlichen, Diffusen und Spaßorientierten erhält. 

· Eine „Organisierung“ wird oft von der bloßen Mitgliedschaft in einer faschistischen Gruppe oder Partei abhängig gemacht. ( Bei der Darstellung beispielsweise der Naziskinheads bleibt das kulturelle Element sehr oft auf Identifizierungsmerkmale wie Kleidung oder Musik beschränkt. Die dort bestehenden Netzwerke, Läden, Plattenlabels und Vertriebe erscheinen lediglich als strukturelle Gebilde oder, wie es der Verfassungsschutz beschreibt, als „Strukturierungsversuche“. 

· Diese Darstellung ignoriert, daß Kultur eine soziale Organisierung im Alltag umfaßt, die sich teilweise auf hohem Niveau bewegt und in der Leistungsprinzipien, Solidaritätsgefüge wie auch psychische Abhängigkeitsverhältnisse, oft sehr ausgeprägt sind.

· Kultur und Politik müssen gleichwertig gesehen werden. Kultur ist der Multiplikator der Politik

Beispiele: 

Jugendclub Dichterweg – Weimar (1993): 

Projekt des „Aktionsprogramm gegen Aggression und Gewalt“ (AgAG) des Bundesministeriums für Familie und Jugend. Der Umbau zum „Jugendstadtteilzentrum“ sollte nach Kostenvoranschlag 755 000 kosten. Der Begriff „Jugendstadtteilzentrum“ ist dabei verwirrend. 

Selbstdarstellung des Projektes: „ Die Jugendlichen, die sich selbst als rechtsradikal bezeichnen, suchten eine Stätte der Begegnung untereinander, wie auch anderer Gruppen. ... Ziele und Angebote sind die sozialpädagogische Beratung in einer Begegnungsstätte für Jugendliche zum Gedankenaustausch über politisch relevante Themen.“ (Informationsdienst AGAG 1/92, S. 80)

Hausordnung, die sich die Jugendlichen selbst gegeben haben: „Den Raum dürfen nur unten genannte Personen betreten“ (das sind 9 Jungen und 3 Mädchen) „Personen, die oben nicht genannt sind, dürfen außer bei besonderen Anlässen den Raum nicht betreten. Ausnahmen müssen unter den unter erstens genannten Personen besprochen werden.“ ... „Nationalgesinnte verfolgte Deutsche genießen Asylrecht.“ ... „Im Falle eines Angriffs hat sich jeder im wehrfähigen Alter für die Verteidigung des Hauses bereitzuhalten, Wehrdienstverweigerung und Wehrkraftzersetzung wird als grober Verstoß gegen die Raumordnung geahndet. Wehrunwürdig ist, wer zu Zeit wegen eines Verstoßes gegen die Raumordnung angeklagt ist und noch nicht verurteilt ist“ (( Sprache der Wehrmacht und des Nationalsozialismus). 

Die Jugendlichen bekamen 500 Mark für Material und Ausrüstung, wovon Schlagstöcke, Handschellen, Gasmasken und ähnliches gekauft wurden. 

Aus dem Kreis der Jugendlichen heraus wurde eine „Bürgerwehr“ gegründet, die Überfälle tätigte. 

Kader aus der GdNF hielten in dem Club Veranstaltungen ab.

In den Räumen lagen u.a. aus: Mitteilungsblätter der NPD 

In den Räumen fand u.a. eine staatlich finanzierte Naziskin-Party statt, bei der sogar einer der betreuenden Sozialarbeiter zusammengeschlagen wurde. 

Diese Aktivitäten waren den Verantwortlichen bis hin zu Angela Merkel (damals Familienministerin) bekannt. Es wurde allerdings erst etwas unternommen, als auch „Panorama“ über die staatlich geförderten Naziaktivitäten berichtete. Der Club wurde vorläufig geschlossen und sollte mit neuem Konzept und neuen Sozialarbeitern wieder geöffnet werden. 

Cottbus (1993): 

Zwei Angestellte des „Jugendhilfe e.V.“, einer davon Streetworker, werden zu Gefängnisstrafen bzw. Strafe auf Bewährung verurteilt, weil sie als Links bekannte Personen überfielen und schwer verletzten. 

Saalfeld: 

Der von Saalfeld aus agierende „Thüringer Heimatschutz“ hat seine Zentrale in einem Stadtteil- und Jugendzentrum aufgeschlagen. Thüringer SozialarbeiterInnen wiederum transportieren ihr Klientel auf Staatskosten zu Naziaufmärschen, wie bspw. Zur Anti-Antifa-Demo im März 98 in Saalfeld

Magdeburg: 

Mitglieder der Magdeburger Naziband „Doitsche Patrioten“ brüsten sich damit, als Jugendbetreuer für Fußballfans beschäftigt zu sein. 

Positivbeispiel Rostock: Jugendprojekte – Vernetzung 

1992 Einführung AgAG-Projektförderung (Aktionsprogramm gegen Aggression und Gewalt). U.a. Förderschwerpunkt Stadt und Landkreis Rostock. Fachliche Begleitung vom Institut für Soziale Praxis Hamburg. Ziel: von Beginn an eine Vielzahl sehr unterschiedlicher Projektansätze in eine AgAG-Förderung einbeziehen und damit auch eine Reihe basisdemokratischer Initiativen. Z.B. Förderung eines Vereins für alternative Behindertenfreizeitgestaltung, Jugendalternativzentrum JAZ und vietnamesische Begegnungsstätte „Dien Hong“ in Rostock Lichtenhagen, und Treffs mit rechten Jugendlichen. Die Projekte wurden in regelmäßigen Treffen zusammengeführt. Mittlerweile hat dieses Plenum Mitspracherecht gegenüber Bundesministerium, Landes- und Kommunalverwaltung und Jugendhilfeausschuß bei der Vergabe der Mittel. 

In den Plenen wurde auch der Umgang mit rechten Jugendlichen diskutiert: 

Im Rahmen des gegenseitigen Austausches von Informationen wurde offensichtlich, wie rechte Jugendgruppen sich genau in die Klubs orientieren, in denen ihnen am meisten Freiraum beim Ausleben ihrer Vorstellungen gelassen wurde. Dabei spielt es nicht unbedingt eine Rolle, in welchem Stadtteil sich der Klub befindet. Während sich das rechte Klientel den Zentren entzieht, in denen die klare Positionierung gegen rechte Positionen zum Konzept dazugehört, wird in einem Klub mit größerem „Entgegenkommen“ ein sozialarbeiterisches Wirken allein schon wegen der Anzahl an rechten Jugendlichen unmöglich. Unter anderem diese Erfahrung  war Ursprung für die Einsicht, daß es notwendig ist, Jugendprojekte untereinander konzeptionell abzustimmen und eine einheitliche Position im Umgang mit rechtsextrem orientierten Jugendlichen zu vereinbaren. 

Wenn Projekte überwiegend von rechtsorientierten Jugendlichen aufgesucht werden, dann muß auch das „Rechtssein“ zum Thema der Auseinandersetzung im Klub gemacht werden. Projekte, in deren Praxis diese Jugendlichen auf Probleme in Arbeit (Schule), Elternhaus und Partnerschaft reduziert werden, laufen Gefahr, funktionalisiert zu werden. Eine oft unterschätzte, aber notwendige Voraussetzung für die Arbeit mit rechtsorientierten Jugendlichen ist daher eine umfangreiche Auseinandersetzung der SozialarbeiterIn mit Nationalsozialismus, Neofaschismus, eine Kenntnis über aktuelle Strukturen, Strategien und Erscheinungsformen der rechten Szene. 

Häufig wurde von SozialarbeiterInnen argumentiert, rechtsorientierte Jugendliche könne man nicht allein lassen, sie hätten schließlich auch eine Menge an Problemen. Wenn sie in dem Klub ausgegrenzt würden, dann erst würden sie sich in viel stärkerem Ausmaß organisieren. In der Auseinandersetzung um den Umgang mit rechtsextremen Jugendlichen stellte sich dann heraus, daß es nicht sinnvoll ist, einen akzeptierenden Ansatz und einen ausgrenzenden als unvereinbar gegenüberzustellen. Eine Ausgrenzung der Ideen kann auch auf argumentativer Ebene stattfinden. Und umgekehrt muß Auseinandersetzung oder Akzeptanz nicht heißen, keine Grenzen setzen zu dürfen. Es geht darum, als SozialarbeiterIn klare Positionen gegen rechte Ideen und Aktivitäten der Jugendlichen zu beziehen. Den richtigen Weg wird man nur in einer ständigen selbstkritischen Reflexion der eigenen Arbeit finden, verbunden mit einer permanenten Rückkopplung von außen. 

Eine Sozialarbeit mit überzeugten rechten Jugendlichen, geschulten Kadern oder langjährig zur Szene gehörigen Jugendlichen ist zwecklos. Sozialarbeiterische Mittel haben ihre Grenzen, wenn sie auf feste Überzeugungen und Glaubensbekenntnisse stoßen. 

Einige Projekte rechtfertigen ihr Konzept damit, daß sie eine soziale Kontrolle von rechten Jugendgruppen vornehmen würden, da diese ansonsten noch unkontrollierbarer wären. Das ist aber nicht Aufgabe von Sozialarbeit. 

Ergebnis in Rostock: Es läßt sich feststellen, daß die Arbeit in Jugendklubs sicherlich ihren Anteil daran hat, daß es eine vorherrschende rechte Kultur hier nicht gibt. Aber gerade in dem Stadtteil, in dem rechtsorientierten Jugendlichen ein Freiraum im Jugendzentrum eingeräumt wird, ist dies auch im Umfeld deutlich spürbar. 

